
Stadtbezirke eines Stadtkreises ein Kreisgericht zu bil­
den (§ 22 Abs. 2 GVG). Entsprechend den Erfahrungen, 
die bei der Bildung von Kreisgerichten für die Stadt- 
und Landkreise in Suhl,'Neubrandenburg und Greifs­
wald gesammelt wurden, sind hierfür bestimmte Vor­
aussetzungen erforderlich: Die Wirksamkeit der Tätig­
keit der Kreisgerichte muß erhöht werden, und den 
Bürgern dürfen keine Nachteile erwachsen.
Die Aufgaben der Kreisgerichte gegenüber den gesell­
schaftlichen Gerichten, die bereits in § 68 Abs. 1 KKO 
und § 63 SchKO fixiert sind und sich in der Praxis be­
währt haben, erhalten jetzt in § 24 GVG auch ihre ge­
richtsverfassungsrechtliche Ausgestaltung. Danach hat 
das Keisgericht die einheitliche Rechtsanwendung in 
der Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte im Terri­
torium zu gewährleisten. Die Verantwortung für die 
Schiedskommissionen ist weitreichender: Das Kreisge­
richt leitet deren Tätigkeit an und qualifiziert die Mit­
glieder der Schiedskommissionen für die Lösung ihrer 
Aufgaben. Die Anleitung und Schulung der Mitglieder 
der Konfliktkommissionen ist dagegen Aufgabe der Vor­
stände des FDGB und der Betriebsgewerkschaftsleitun­
gen, die vom Kreisgericht dabei zu unterstützen sind. 
Eindeutiger als bisher werden die Aufgaben des Direk­
tors des Kreisgerichts bestimmt (§26 GVG). Das Prinzip 
der Einzelleitung kommt in der Verantwortung des 
Direktors für die Anleitung der Mitarbeiter zur ord­
nungsgemäßen und gesellschaftlich wirksamen Durch­
führung der dem Kreisgericht übertragenen Aufgaben 
sowie in seiner Rechenschaftspflicht gegenüber dem 
Direktor des Bezirksgerichts klar zum Ausdruck. 
Erstmalig haben auch die Aufgaben der Gerichtssekre­
täre ihre gerichtsverfassungsrechtliche Ausgestaltung 
erfahren (in § 27 GVG für das Kreisgericht und ent­
sprechend in § 35 GVG für das Bezirksgericht und in 
§43 GVG für das Oberste Gericht). Die Arbeit der Se- 

- kretäre ist echte Rechtspflegetätigkeit: Die Sekretäre 
sind in dem gesetzlich vorgesehenen Rahmen entschei­
dungsbefugt und haben engen Kontakt zu der Bevöl­
kerung.
Die Bestimmung über die unentgeltliche Rechtsauskunft 
(§ 28 Abs. 1 GVG) entspricht den bisherigen Erfahrun­
gen der Praxis. Es sei hier ausdrücklich hervorgehoben, 
daß auch der Sekretär im Rahmen der ihm übertragenen 
Aufgaben befugt ist, Rechtsauskünfte zu erteilen. Da­
durch werden einerseits die Richter bei dieser wichtigen 
Tätigkeit unterstützt; andererseits wird der Tatsache 
Rechnung getragen, daß der Sekretär im Mahnverfah­
ren, in Vollstreckungsangelegenheiten und im Kosten­
recht über umfassende Kenntnisse verfügt.
Neu ist die Festlegung in § 28 Abs. 2 GVG, daß die 
Kreisgerichte die Bürger bei der Aufnahme von Anträ­
gen und Klageschriften zu unterstützen haben. Diese 
unterstützende Tätigkeit des Kreisgerichts erfolgte bis­
her auf der Grundlage verfahrensrechtlicher Bestim­
mungen (z. B. § 496 ZPO, § 1 FVerfO i. V. m. der ZPO, 
§21 AGO, §288 StPO, §58 Abs. 1 KKO, §54 Abs. 1 
SchKO).

Die Bezirksgerichte
Stellung und Aufgaben der Bezirksgerichte wurden im 
neuen GVG präzisiert. Das Bezirksgericht leitet als Or­
gan der Rechtsprechung im Bezirk die Tätigkeit der 
Kreisgerichte und der gesellschaftlichen Gerichte auf 
der Grundlage der Gesetze und anderen Rechtsvor­
schriften, der Richtlinien und Beschlüsse des Obersten 
Gerichts sowie der Leitungsentscheidungen des Mini­
steriums der Justiz. Es hat die einheitliche und wirk­
same Rechtsanwendung sowie die Erfüllung der Lei­
tungsaufgaben der Kreisgerichte zu gewährleisten (§ 29 
GVG).

Als Kollegialorgane bestehen beim Bezirksgericht das 
Präsidium und die Senate (§31 Abs. 2 GVG). Im Inter­
esse der Vereinfachung und zugleich größeren Effek­
tivität der Leitung wurde darauf verzichtet, das Ple­
num als bisher höchstes kollektives Leitungsorgan beim 
Bezirksgericht beizubehalten. DdSiit wird die Verant­
wortung des Direktors des Bezirksgerichts als Einzel­
leiter erhöht; er hat die Durdisetzung der vom Ministe­
rium der Justiz und vom Obersten Gericht gestellten 
Aufgaben zu gewährleisten (§34 Abs. 1 GVG). Der ein­
heitlichen und richtigen Gesetzesanwendung durch alle 
Kreisgerichte des Bezirks dienen sowohl die Tätigkeit 
des Präsidiums als auch solche Leitungsmethoden wie 
regelmäßige Beratungen mit den Direktoren und Fach­
richtern der Kreisgerichte.
Dementsprechend war es erforderlich, die Aufgaben des 
Präsidiums des Bezirksgerichts neu zu profilieren. Das 
Präsidium behandelt nunmehr grundsätzliche Fragen 
der Rechtsprechung und ihrer Leitung im Bezirk und 
berät den Direktor zu wichtigen Fragen der Leitung 
des Bezirksgerichts und der Kreisgerichte sowie der 
Schiedskommissionen (§32 Abs. 1 GVG). Da das Präsi­
dium für diesen Aufgabenbereich nur ein beratendes 
Organ des Direktors ist, hat es hier auch keine Ent­
scheidungsbefugnis. Zugleich ist es jedoch nach wie vor 
Rechtsprechungsorgan; es verhandelt und entscheidet 
über Anträge auf Kassation rechtskräftiger Entscheidun­
gen der 'Kreisgerichte. Aus Gründen der Rationalität 
und Effektivität soll aber künftig nicht mehr das ganze 
Präsidium als Kassationsgericht tätig werden; viel­
mehr wird über Kassationsanträge in der Besetzung 
mit dem Direktor oder einem seiner Stellvertreter als 
Vorsitzendem und vier vom Direktor zu bestimmenden 
Mitgliedern des Präsidiums verhandelt (§ 32 Abs. 2 
GVG).
Die Bestimmungen über die Zuständigkeit des Bezirks­
gerichts (§30 GVG) knüpfen im wesentlichen an die 
bisherige Regelung und die darauf beruhende Praxis 
an. Hervorzuheben ist, daß für die Verhandlung und 
Entscheidung über Rechtsstreitigkeiten, auf den Gebie­
ten des Patent-, Muster-, Kennzeichen- und Urheber­
rechts das Bezirksgericht Leipzig in erster Instanz aus­
schließlich zuständig ist und daß darüber hinaus durch 
Gesetz oder andere Rechtsvorschriften die ausschließ­
liche Zuständigkeit dieses Gerichts bestimmt werden 
kann (§ 30 Abs. 4 GVG). Die Zuständigkeit des Bezirks­
gerichts Leipzig als Patentgericht folgte bereits aus § 1 
der VO über die Errichtung des Patentgerichts vom
21. Mai 1951 (GBl. S. 483); für Muster- und Kennzeichen- 
Streitigkeiten ergab sie sich aus § 1 Abs. 2 der jetzt auf­
gehobenen 2. DVO zum GVG vom 8. März 1965 (GBl. II
S. 243) bzw. aus § 34 WZG i. d. F. des Gesetzes zur Ände­
rung des Warenzeichengesetzes vom 15. November 1968 
(GBl. I S. 357). Weiterhin ist die Zuständigkeit des Be­
zirksgerichts Leipzig in §22 der SortenschutzVO vom
22. März 1972 (GBl. II S. 213) für Streitigkeiten über den 
Rechtsschutz für neue Sorten land- und forstwirtschaft­
licher und gartenbaulicher Kulturpflanzenarten sowie 
in § 28 der VO über industrielle Muster vom 17. Januar 
1974 (GBl. I S. 140) für alle Rechtsstreitigkeiten über die 
Urheberschaft oder die Patentinhaberschaft an einem 
industriellen Muster sowie wegen einer widerrechtlichen 
Benutzung festgelegt. Die neue ausschließliche Zustän­
digkeit für Urheberrechtsstreitigkeiten wird zweifellos 
auch auf diesem kulturpolitisch bedeutsamen Gebiet 
eine einheitliche und sachkundige Rechtsprechung ge­
währleisten.

Das Oberste Gericht
Die Bestimmungen über das Oberste Gericht und seine 
Organe entsprechen der Grundsatznorm des § 20 GVG 
und zielen auf eine größere Effektivität der Leitung der
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